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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über Sondermaßnahmen 
für Sojabohnen im Wirtschaftsjahr 1974/75 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 136/66/EWG des 
Rates vom 22. September 1966 über die Errichtung 
einer gemeinsamen Marktorganisation für Fette ^), 
zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 
1707/73 2), insbesondere auf Artikel 36, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1900/74 
des Rates vom 15. Juli 1974 über Sondermaßnahmen 
für Sojabohnen^), insbesondere auf Artikel 2 Ab- 
satz 3, 

auf Vorschlag der Kommission, 
in Erwägung nachstehender Gründe; 

Nach Artikel 2 der Verordnung (EWG) Nr. 1900/74 
sind die Merkmale für die Festsetzung des durch- 
schnittlichen Weltmarktpreises sowie die Grund- 
regeln für die Gewährung der Beihilfe und für die 
Kontrolle der in der Gemeinschaft geernteten Soja- 
bohnen zu erlassen. 

Der durchschnittliche Weltmarktpreis muß unter 
Zugrundelegung der günstigsten Ankaufsmöglich- 
keiten auf dem Weltmarkt ermittelt werden. 

Zu diesem Zweck müssen während des Zeitraums 
für die Vermarktung von Sojabohnen gemeinschaft- 
lichen Ursprungs die Angebote auf dem Weltmarkt 
sowie alle Notierungen an den für den internatio- 
nalen Handel wichtigen Börsenplätzen berücksichtigt 
werden. Es erscheint jedoch angezeigt, Angebote 
unberücksichtigt zu lassen, die nicht als repräsen- 
tativ für die tatsächliche Markttendenz angesehen 
werden können. 

Nach Artikel 2 Absatz 1 der Verordnung (EWG) 
Nr. 1900/74 muß dieser durchschnittliche Weltmarkt- 
preis für eine Grenzübergangsstelle der Gemein- 
schaft festgestellt werden. Bei der Ermittlung dieses 
Grenzübergangsortes ist zu berücksichtigen, ob die- 
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ser Ort für die Einfuhr von Sojabohnen repräsen- 
tativ ist. Aus diesem Grunde ist der Hafen von 
Rotterdam zu wählen. Die berücksichtigten Angebote 
und Notierungen müssen berichtigt werden, wenn 
sie einen anderen Grenzübergangsort betreffen. 

Für die in Betracht gezogenen Angebote und 
Preise sind außerdem Berichtigungen vorzusehen, 
um etwaige Unterschiede in der Aufmachung und 
der Qualität gegenüber den für die Ermittlung des 
Zielpreises festgesetzten Kriterien auszugleichen. 

Es ist vorzusehen, daß die Mitgliedstaaten die für 
ein reibungsloses Funktionieren der Beihilferege- 
lung erforderlichen Kontrollmaßnahmen treffen. 

Nach Artikel 2 Absatz 2 der vorgenannten Ver- 
ordnung wird die Beihlife für eine Produktion ge- 
währt, die durch Anwendung eines Richtertrages auf 
die abgeernteten Sojaaussaatflächen ermittelt wird. 
Um eine vorschriftsmäßige Anwendung der Beihilfe- 
regelung zu gewährleisten, ist der Richtertrag auf 
der Grundlage der in den Hauptanbaugebieten fest- 
gestellten Erträge festzulegen. 

Die Geltungsdauer der vorgenannten Regeln ist 
auf einen Zeitraum zu begrenzen, der eine Beur- 
teilung ihrer Wirksamkeit ermöglicht. 

Im vergangenen Jahr haben einige Mitgliedstaaten 
die Gewährung von Beihilfen beschlossen, um die 
Erzeugung von Sojabohnen bis zur Einführung einer 
Gemeinschaftsregelung zu fördern. Wenn die Ge- 
meinschaftsbeihilfe niedriger festgesetzt würde als 
die staatlichen Beihilfen, entstünde den Erzeugern 
dieser neuen Kultur mit der Aufhebung dieser Bei- 
hilfen ein materieller Schaden. Um dies zu vermei- 
den, sind die Mitgliedstaaten zu ermächtigen, unter 
bestimmten Voraussetzungen die staatlichen Bei- 
hilfen für das Wirtschaftsjahr 1974/75 beizu- 
behalten — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN; 

Artikel 1 

1. Der in Artikel 2 der Verordnung (EWG) Nr. 
1900/74 genannte durchschnittliche Weltmarkt- 
preis wird bis zum 15. Januar 1975 ermittelt. 

2. Bei der Ermittlung des Weltmarktpreises werden 
die Angebote auf dem Weltmarkt sowie die 
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Notierungen an den für den internationalen Han- 
del wichtigen Börsenplätzen berücksichtigt, die in 
dem für Sojabohnen gemeinschaftlichen Ur- 
sprungs repräsentativsten Vermarktungszeitraum 
festgestellt worden sind. 

3. Der durchschnittliche Weltmarktpreis wird auf 
der Grundlage des Durchschnitts der während des 
genannten Zeitraums festgestellten günstigsten 
Angebote und Notierungen ermittelt, wobei die 
Angebote und Notierungen unberücksichtigt blei- 
ben, die nicht als repräsentativ für die tatsäch- 
liche Markttendenz angesehen werden können. 

Artikel 2 

Der durchschnittliche Weltmarktpreis wird für in 
Rotterdam gelieferte lose Bohnen der Standard- 
qualität ermittelt. 

Bei den Angeboten und Notierungen, die nicht den 
vorstehenden Bedingungen entsprechen, werden die 
erforderlichen Berichtigungen vorgenommen. 

Artikel 3 

Die Mitgliedstaaten führen ein Kontrollsystem ein, 
wonach sich in den Fällen, in denen eine Beihilfe 
gemäß Artikel 2 Absatz 1 der Verordnung (EWG) 
Nr. 1900/74 gewährt wird, für jeden einzelnen Soja- 
bohnenerzeuger nachprüfen läßt, ob eine Überein- 
stimmung besteht zwischen der Fläche, für deren 
Sojabohnenerzeugung er die Gewährung einer Bei- 
hilfe beantragt hat, und der tatsächlich abgeernteten 
Soj aaussaatfläche. 


Begründung 

ln der Verordnung (EWG) Nr. 1900/74 des Rates 
vom 15. Juli 1974 über Sondermaßnahmen für Soja- 
bohnen ist vorgesehen, daß der Rat die Merkmale 
für die Festsetzung des durchschnittlichen Welt- 
marktpreises, die Grundregeln für die Gewährung 
der Beihilfe und für die Kontrolle des Anspruchs auf 
die Beihilfe erläßt. 

Im vorliegenden Verordnungsentwurf sind die Be- 
stimmungen über diese Merkmale und Grundregeln 
enthalten. Da der Beginn des Wirtschaftsjahres 
1974/1975 unmittelbar bevorsteht und keinerlei Er- 
fahrungen als Grundlage dienen können, wird vor- 
geschlagen, die Bestimmungen nur auf das Wirt- 
schaftsjahr 1974/1975 zu beschränken. 


Artikel 4 

1. Bis zum 15. Januar 1975 wird für die Gemein- 

i Schaft ein gemeinsamer Richtertrag für Soja- 

I höhnen festgelegt. 

2. Der Richtertrag wird für Sojabohnen der 
Standardqualität festgelegt. 

3. Der Richtertrag wird vor allem unter Berücksich- 
tigung der durch Stichproben in den Hauptanbau- 
gebieten der Gemeinschaft festgestellten Hektar- 
erträge festgelegt. 

Artikel 5 

1. Die Mitgliedstaaten können die staatlichen Bei- 
hilfen für die Erzeugung von Sojabohnen bis zum 
31. Oktober 1975 beibehalten. Für die Gewäh- 
rung dieser Beihilfen kommen vor dem 1. Januar 
1975 geerntete Sojabohnen in Betracht. 

2. Die in Absatz 1 genannte Beihilfe darf jedoch 
nicht über dem Unterschied zwischen dem Betrag 
dieser ab 1. November 1974 anwendbaren Bei- 
hilfe und dem Betrag der in Artikel 2 der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 1900/74 genannten Beihilfe 
liegen. 

I A r t i k e 1 6 

I Diese Verordnung tritt am 1. November 1974 in 
1 Kraft. Sie gilt bis zum 31. Oktober 1975. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
I lieh und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Außerdem ist im Verordnungsentwurf vorgesehen, 
daß die Mitgliedstaaten spätestens am 30. Oktober 
1975 die staatlichen Beihilfen aufheben, deren Ge- 
währung sie im Jahre 1973 vor Einführung der 
Gemeinschaftsregelung den Erzeugern von Sojaboh- 
nen unter bestimmten Voraussetzungen für das 
I Wirtschaftsjahr 1974/1975 zugesagt hatten. In An- 
j betracht der besonderen Lage auf dem Weltmarkt 
I für Sojabohnen besteht nämlich die Gefahr, daß die 
I Gemeinschaftshilfe für das Wirtschaftsjahr 1974/1975 
I unter den staatlichen Beihilfen liegt. Dies hätte zur 
I Folge, daß den Erzeugern dieser neuen Kultur ein 
^ materieller Schaden aus der Aufhebung der staat- 
! liehen Beihilfen entstehen würde. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 29. Oktober 1974 - 1/4 - 680 70 - E - So 17/74: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 11. Oktober 1974 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 



